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Horst Biedermann/Roland Reichenbach
Die empirische Erforschung der politischen
Bildung und das Konzept der politischen
Urteilskompetenz
Zusammenfassung: Die Forschungslage zur politischen Bildung fällt im Vergleich zu an-
deren Fachbereichen auch im deutschen Sprachraum eher schmal aus. Der Beitrag stellt
zunächst Konzeptionen und Kernergebnisse einiger Forschungsarbeiten vor. Ohne den
Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, wird ein repräsentativer Überblick zur For-
schungslage in quantitativer Hinsicht ermöglicht. Bis anhin fehlen überzeugende kom-
petenztheoretisch angelegte Konzepte, um die empirische Erforschung der politischen
Bildung voranzubringen. So gibt es kaum Übereinkünfte in der Bestimmung von Politik-
kompetenz und ihren Graduierungen. Aus diesem Grund wird nach der Darstellung der
Forschungslage im zweiten Teil des Beitrages die Notwendigkeit von theoretisch gestütz-
ten Untersuchungen zum Konstrukt der politischen Urteilskompetenz betont.
1. Einleitung
Das Interesse der Bildungsforschung richtet sich seit den 1990er Jahren weitgehend auf
das Bildungsmonitoring. Anhand systematischer Überprüfungen von Bildungserträgen
auf Seiten der Lernenden (zumeist Schülerinnen und Schüler) werden Erkenntnisse der
Steuerung von wirksamen Bildungsprozessen auf übergeordneten Ebenen (wie Bil-
dungsgruppen, Bildungsinstitutionen, Bildungssysteme) zu generieren versucht, wo-
durch der Qualitätssicherung gedient werden soll. Während die auf Zielvereinbarungen
beruhenden „Output-Kontrollen“ in einigen Ländern bereits eine längere Tradition ha-
ben – beispielsweise den USA durch Programme wie NAEP (National Assessment of
Educational Progress; vgl. IES 2008) oder NCLB (No Child Left Behind; vgl. ED.gov
2008) – führten im deutschen Sprachraum insbesondere die meist nur mäßig ausfallen-
den Leistungsergebnisse von Schülerinnen und Schülern im Rahmen der seit Ende der
1990er Jahren vielfach durchgeführten internationalen Vergleichsstudien (wie beispiels-
weise in TIMSS [Third International Mathematics and Science Study] und PISA [Pro-
gramme for International Student Assessment]) zu einer Intensivierung der Diskussion
um Qualitätssicherung von Lehr-Lernprozessen und Bildungssystemen. Dabei rückte
die Frage nach der Messbarkeit qualitativ unterschiedlicher Bildungserträge bei Lernen-
den bzw. der „Unterscheidung von etwas Höherwertigen gegenüber etwas Geringer-
wertigem“ (Fend 2000, S. 56) ins Zentrum der Bildungsforschung, wodurch ein Para-
digmenwechsel von der Input-Orientierung (im Sinne einer Ausrichtung an Beschrei-
bungen von intendierten Lernzielen und Lehrplänen) zur erwähnten Output-Kontrolle
vollzogen wurde (vgl. Köller 2008; Kurz 2005). Zum Zwecke der Bestimmung von Bil-
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dungserträgen bedient man sich des Kompetenzkonstrukts, worunter nach der weitge-
hend anerkannten Bestimmung von Weinert (2001a, S. 51; 2001b, S. 27f.) „die bei In-
dividuen verfügbaren oder durch sie erlernbaren kognitiven Fähigkeiten und Fertigkei-
ten, um bestimmte Probleme zu lösen sowie die damit verbundenen motivationalen, vo-
litionalen und sozialen Bereitschaften und Fähigkeiten, um die Problemlösungen in
variablen Situationen erfolgreich und verantwortungsvoll nutzen zu können“ verstan-
den werden. Individuelle Kompetenz stellt somit eine auf vielfältigen Aspekten wie
Wissen, Verstehen, Können, Motivation, Volition undWechselseitigkeit basierende Dis-
position dar, die eine Person befähigt, konkrete Probleme und Aufgaben zu bewältigen,
wobei sich deren Ausprägung in der tatsächlich erbrachten Leistung – der Performanz
– äußert (vgl. Klieme u.a. 2003, S. 72f.). Kompetenz kann also nicht unabhängig von
konkreten Problemen und Aufgaben gesehen werden, vielmehr muss sie stets kontext-
und situationsspezifisch verstanden sein. Dieser Erkenntnis folgend wurden in den letz-
ten Jahren in verschiedenen Fachbereichen Kompetenzbeschreibungen vorgenommen,
welche dann in einem zweiten Schritt in Kompetenzmodelle überführt worden sind (vgl.
z.B. für Deutschland die KMK-Standards [KMK 2006] und für die Schweiz das Projekt
„HarmoS“ [Maradon/Mangold 2005]). Mit Kompetenzmodellen werden Abstufungen
qualitativ unterschiedlicher Ausprägungen der jeweiligen Fähigkeiten und Fertigkeiten
bzw. Fähigkeits- und Fertigkeitsdispositionen, welchen nach jeweiligem Anspruchsni-
veau von Problemen und Aufgaben unterschiedliche Lösungswahrscheinlichkeiten zu-
grunde liegen, zum Ausdruck gebracht1 – wobei sich diesbezüglich der Begriff Bil-
dungsstandard durchgesetzt hat (vgl. Klieme u.a. 2003). Im Bereich der politischen Bil-
dung fehlen derartigeAusarbeitungen bis anhin (bzw. befinden sich die diesbezüglichen
Arbeiten erst im Anfangsstadium; vgl. dazu z.B. Weißeno 2008), so dass bestehende
Forschungen nicht auf Übereinkünften der Bestimmung von Politikkompetenz und so-
mit selbstverständlich auch nicht auf darauf bezogenen Graduierungen aufbauen konn-
ten. Vielmehr basieren die bestehendenArbeiten (noch immer) auf intendierten Lernzie-
len und Curricula, welchen wiederum die (äußerst allgemein gehaltene) Vorgabe der
Vorbereitung nachfolgender Generationen auf ihre Rollen als Staatsbürgerinnen und
-bürger bzw. grundsätzlich die Förderung der Entwicklung politischer Mündigkeit zu-
grunde liegen. Wie sich dieser Sachverhalt einer noch ausstehenden Übereinkunft qua-
litativer Abstufungen von Bildungserträgen im Bereich der politischen Bildung in der
diesbezüglich quantitativ ausgerichteten Empirie niederschlägt, stellt Inhalt des vorlie-
genden Beitrags dar. Dazu wird zunächst dargestellt, wie sich die aktuelle quantitative
Forschungslage präsentiert, um dann die Notwendigkeit von theoretisch gestützten Un-
tersuchungen zum Konstrukt der politischen Urteilskompetenz zu betonen.
1 Bezüglich der Modellierung von Kompetenzen lassen sich unterschiedliche Formen wie bei-
spielsweise die Graduierung, die Expertise, die Typenbildung, das Repertoire und die Erwei-
terung anwenden, wobei die Graduierung im Sinne eines kumulativenAufbaus die am stärks-
ten verbreitete Form darstellt (vgl. Abs 2007).
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2. Quantitative Forschung zur politischen Bildung: ein Überblick
Die Forschungslage quantitativ ausgelegter Studien zur politischen Bildung fällt im
Vergleich zu anderen Fachbereichen insbesondere im deutschen Sprachraum schmal
aus. Zudem sind die vorliegenden Studien nur selten in Intention expliziter Erforschung
politischer Bildungsprozesse und/oder -erträge konzipiert worden. Zumeist wurden po-
litisch interessierende Forschungsfragen in soziologisch, historisch und psychologisch
ausgerichteten Projekten integriert (vgl. z.B. die Überblicksarbeiten von Biedermann
2007; Sander 2002). Im Folgenden werden Grundkonzeptionen und Kernergebnisse ei-
niger bedeutender Arbeiten in knappen Zügen vorgestellt. Damit soll weder Anspruch
auf Vollständigkeit noch auf Differenziertheit verbunden, sondern ein repräsentativer
Ein- und Überblick in die vorherrschende Forschungstradition ermöglicht werden. Aus-
gehend von internationalen Arbeiten wird der Fokus auf den deutschen Sprachraum ge-
richtet.
Die wohl am meisten beachteten empirischen Arbeiten zur politischen Bildung stel-
len die von der IEA (International Association for the Evaluation of Educational Achie-
vement) durchgeführten Ländervergleiche dar. 1971 wurden in der ersten IEA-Studie2
Schülerinnen und Schüler (im Alter von 10 und 14 Jahren sowie auf der letzten Schul-
stufe des jeweiligen Landes) in zehn Ländern hinsichtlich ihres politischen Wissens ge-
testet und ihrer politischen Einstellungen, Interessen und Aktivitäten befragt. Die dazu
entwickelten Instrumente basierten auf Analysen der intendierten Curricula in den ein-
zelnen Ländern (vgl. Oppenheim/Torney 1974; Torney u.a. 1975). Im Jahre 1994 ent-
schloss sich die IEAmit der Civic Education Study (CivED) eine Folgestudie durchzu-
führen. Aufgrund der bereits angesprochenen fehlenden Übereinkommen von Bestim-
mungen politischer Kompetenzen wurden dazu in einer ersten Phase in 24 Ländern
Analysen der intendierten Lehrpläne anhand von Dokumenten- und Schulbuchanalyen
sowie Experteninterviews durchgeführt (vgl. Torney-Purta u.a. 1999). Basierend auf
diesen Ergebnissen identifizierte die internationale Forschergruppe in einer zweiten
Phase drei inhaltliche Kernbereiche – „Demokratie: Grundlagen, Institutionen und Prak-
tiken“, „nationale Identität, regionale und internationale Beziehungen“ sowie „sozialer
Zusammenhalt und Heterogenität“ –, welche je in fünf unterschiedlichen Formen ope-
rationalisiert wurden. Die Ebenen „Kenntnisse von Grundlagen“ sowie „Fähigkeiten bei
der Interpretation politischer Informationen“ wurden in Form von Testaufgaben aufbe-
reitet, „Konzepte von Demokratie und Staatsbürgerschaft“, „politische Einstellungen“
sowie „gegenwärtiges und erwartetes politisches Engagement“ gingen in Form von
Selbsteinschätzungen in eine Surveystudie ein. Im Jahre 1999 wurden Schülerinnen und
Schüler im Alter von 14 Jahren (8./9. Klassenstufe) in 27 Ländern (vgl. Torney-Purta
2 Im Rahmen des so genannten Six-Subject Survey wurden neben der politischen Bildung auch
die Fächer Naturwissenschaften, Literarische Bildung, Leseverständnis, Englisch als Fremd-
sprache sowie Französisch als Fremdsprache untersucht. An der Studie zur politischen Bil-
dung nahmen die damalige Bundesrepublik Deutschland, Finnland, Irland, Israel, Italien,
Niederlande, Neuseeland, Schweden, USA und England teil (vgl. Oppenheim/Torney 1974;
Torney u.a. 1975).
Biedermann/Reichenbach: Politische Bildung und Urteilskompetenz 875
u.a. 2001) sowie im Jahre 2001 Jugendliche im Alter von 16–18 Jahren (10.–12. Klas-
senstufe) in 16 Ländern (vgl. Amadeo u.a. 2002) unter Einsatz der entwickelten Instru-
mente getestet und befragt. Aus der Hauptstudie der 14-Jährigen zeigen sich dabei
zusammenfassend die für Deutschland und die Schweiz übereinstimmenden Kernergeb-
nisse, dass (1) das politische Verständnis (eine Zusammenführung von Wissen und In-
terpretationsfähigkeit) in einigen Bereichen fehlerhaft und daher im internationalen
Vergleich durchschnittlich (D) bzw. nur unterdurchschnittlich (CH) ausfällt, (2) das Ver-
ständnis von Demokratie und damit verbunden die Identifikation mit der Demokratie
jedoch stabil ist, (3) die politische Partizipationsbereitschaft und das politische Interesse
als gering eingestuft wird sowie (4) Einstellungen gegenüber der eigenen Nation und
gegenüber Migrantinnen und Migranten bedeutend weniger positiv als im internationa-
len Durchschnitt zum Ausdruck gebracht werden (vgl. Oesterreich 2002; Oser/Bieder-
mann 2003; sowie zusammenfassendAvenarius u.a. 2003; Henkenborg 2005). Im Popu-
lationsvergleich der 14-Jährigenmit den 16- bis 18-Jährigen erweist sich für dieDeutsch-
schweiz (auf welche die Stichprobe in der Schweiz für diese zweite Erhebung einge-
schränkt wurde; Deutschland beteiligte sich nicht mehr an dieser zweiten Studie), dass
das politische Verständnis und das Interesse an Politik bei den 16- bis 18-Jährigen einer-
seits höher, andererseits aber die Einstellungen gegenüber der eigenen Nation und ge-
genüber Migrantinnen und Migranten negativer sowie die Bereitschaft zu zukünftigem
politischen Engagement geringer ausfällt (vgl. Biedermann/Oser 2005).3 Aufgrund der
bis in die heutige Zeit fortdauernden politischen Umwälzungsprozesse hat die IEA im
Jahr 2006 beschlossen, mit ICCS (International Civic and Citizenship Education Study)
eine dritte internationale Vergleichsstudie zur politischen Bildung zu lancieren. Aufbau-
end auf CivED wurden dabei als Kernbereiche (a) politische Gesellschaft und Systeme,
(b) politische Prinzipien, (c) politische Partizipation und (d) politische Identität defi-
niert. Diese Kernbereiche wurden in Bezug auf die Itemtypen (1) Werte und Überzeu-
gungen, (2) Einstellungen, (3) Verhaltensabsicht und (4) Verhalten sowie (5) Wissen
und (6) Schlussfolgerung bzw. Interpretation politischer Informationen operationalisiert
und in Testhefte und Fragebogen überführt. An der Studie beteiligen sich knapp 40 Län-
der, wobei die Datenerhebungen bei Schülerinnen und Schülern auf der 8. Klassenstufe
im Frühjahr 2009 durchgeführt wurde und die Berichterstattung auf Sommer 2010 ge-
plant ist (vgl. Schulz u.a. 2008).
Mit dem Projekt Political Participation of Young People in Europe – Development
of Indicators for Comparative Research in the European Union (EUYOUPART) wurde
das Ziel der Entwicklung eines Indikatorensystems zur international empirischen Erfor-
schung politischer Partizipation junger Menschen verfolgt. Dazu wurden 15- bis 25-Jäh-
rige in acht EU-Ländern befragt – so auch in Deutschland und Österreich –, wobei ein
3 Die von Biedermann/Oser (2005) berichteten Befunde unterscheiden sich teilweise von der
internationalen Berichterstattung (Amadeo u.a. 2002), da international die Ergebnisse der
16- bis 18-Jährigen der Deutschschweiz mit den Ergebnissen der 14-Jährigen der Gesamt-
schweiz verglichen wurden. Biedermann/Oser beziehen sich demgegenüber in ihrer Gegen-
überstellung auch bei den 14-Jährigen auf die Ergebnisse der Schülerinnen und Schüler aus
der Deutschschweiz.
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Messinstrument zu politischen Einstellungen und politischen Verhaltensweisen entwi-
ckelt werden konnte.Als ein Teilergebnis stellte sich heraus, dass die Schule für die För-
derung der politischen Partizipation eine entscheidende Rolle spielt. Die Forschenden
halten dazu fest, dass „politische Diskussionen in der Klasse und/oder die Mitglied-
schaft bei Schülerorganisationen (…) die Jugendlichen vom Sinn der Politik [überzeu-
gen]“ (SORA 2009), wobei sich dies in höherer Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an
legalen Demonstrationen, der Verfassung von Artikeln zu politischen Themen und der
Mitarbeit an Wahlkampagnen niederschlägt (vgl. Spannring u.a. 2008).
Das in England durchgeführte Projekt Citizenship Education Longitudinal Study
(CELS; 2001–2010) beeindruckt durch einen siebenjährigen Längsschnitt, in dessen
Rahmen den Fragen nachgegangen wird, (a) wie politische Bildung in Schulen unter-
richtet wird, (b) welche Wirkung unterschiedliche Methoden bezüglich der Bildungser-
träge bei den Schülerinnen und Schülern besitzen sowie (c) über welches politische
Wissen, politische Können und Handeln sowie über welche politischen Einstellungen
Schülerinnen und Schüler verfügen bzw. wie sich diese Aspekte bei jungen Menschen
entwickeln. Die Schülerinnen und Schüler wurden auf den Klassenstufen 7, 9, 11 und
13 (im Alter von ca. 11 bis 18 Jahren) jeweils bezüglich ihres politischen Wissens und
Verstehens (political literacy) getestet und hinsichtlich unterschiedlicher Aspekte des
politischen Denkens, Fühlens und Handelns befragt (political efficacy, voluntary action,
social norms and values, identification with institutions, identification with communi-
ties, trust in other people and in government, sense of rights and obligations). Zusam-
menfassend halten Benton u.a. (2008) in einem Zwischenbericht fest, dass sich die 15-
bis 16-jährigen Schülerinnen und Schüler sehr wohl der großen Bedeutung und der
durchdringenden Wirkung politischer Entscheide bewusst sind, dass sie sich aber trotz-
dem viel stärker für die Geschehnisse und Prozesse in ihrem unmittelbaren Lebensfeld
wie Familie, Schule, Nachbarschaft und Freundeskreis interessieren und sich auch für
Anliegen in diesen Bereichen engagieren. Die Berichterstattung der Endergebnisse ist
auf 2010 geplant.
Richtet man den Blick explizit auf den deutschen Sprachraum, so lassen sich einige
quantitativ angelegte Studien finden, welche die Erforschung einzelner Aspekte der po-
litischen Identität (zumeist) im Sinne von Teilfragestellungen aufgenommen haben, wo-
bei auch Rückschlüsse auf die politische Bildung gezogen werden können. So wurden
beispielsweise im Rahmen der periodisch durchgeführten Eidgenössischen Jugend- und
Rekrutenbefragungen immer wieder Aspekte der politischen Bildung aufgenommen.
Gänzlich der Erforschung politischer Bildung wurde die 11. dieser so genannten CH-X
Studien gewidmet. Die durchschnittlich 20-jährigen Rekruten des Jahres wurden dabei
nach ihren politischen Kenntnissen getestet und bezüglich der politischen Orientierun-
gen, dem politischen Interesse, den politischen Aktivitäten sowie dem von ihnen erleb-
ten Unterricht in politischer Bildung befragt. Die Ergebnisse offenbarten, dass das auf
den staatlichen Bereich eingeschränkte politische Interesse gering ausfällt, die Kennt-
nisse mangelhaft sind, wenig Engagementbereitschaft gezeigt wird und das Vertrauen in
politische Institutionen hoch ausfällt. Nach den Autoren zeigen sich nur 12 Prozent der
Befragten als politisch mündig, wenn damit das Vorhandensein von (a) politischem In-
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teresse, (b) ausreichendem politischem Wissen und (c) politischem Engagement bzw.
Handeln gemeint werden soll. Dieser Gruppe standen 42 Prozent der Befragten gegen-
über, die keines der drei Kriterien erfüllten (vgl. Klöti/Risi 1991). Weitgehende Bestäti-
gung erhielten diese Ergebnisse durch eine der jüngeren Eidgenössischen Jugend- und
Rekrutenbefragungen, in welcher das politische Wissen und das politische Interesse als
Teilfragestellung in die Thematik „Überfachliche Kompetenzen in den Bereichen Selbst,
Lernen, Kooperation und soziale Verantwortung, Umwelt und Politik“ aufgenommen
wurden. Von den befragten Rekruten (sowie einer ergänzenden Zufallsstichprobe an
Frauen imAlter der Rekruten) interessierten sich nur 5 Prozent sehr stark für politische
Belange, 24 Prozent zeigten überhaupt kein Interesse. Auch das politische Wissen fiel
gering aus: so konnten die Befragten durchschnittlich nur vier von neun Wissensfragen
richtig beantworten (vgl. Bieri Buschor/Forrer 2005).
Die in Deutschland durchgeführte Konstanzer-Studie stellt (wie die erwähnte Citi-
zenship Education Longitudinal Study) einen bemerkenswerten Längsschnitt dar. Dabei
wurden Schülerinnen und Schüler von der 6. bis zur 10. Klassenstufe jährlich bezüglich
ihrer Identitätsentwicklung befragt und getestet – wobei auch ein spezifischer Blick
auf den politischen Sozialisationsprozess gerichtet wurde. Es zeigte sich, dass das po-
litische Interesse mit zunehmendem Alter ansteigt, das Verständnis politischer Reali-
täten zunimmt und demokratische Prinzipien besser verstanden werden, der naive
Glauben an eine wohlgeordnete politische Welt zurück geht und der Vertrauens-
vorschuss in die politischeWelt abnimmt sowie die Beteiligung an politischen Entschei-
dungen und Gestaltungsbemühungen ansteigt. Spezifisch auf die Schule als Ort der
politischen Bildung bezogen wird des Weiteren ersichtlich, dass Schülerinnen und
Schüler der Sekundarstufe I mit Grundanforderungsniveau ein deutlich geringeres
Verständnis politischer Wirklichkeit besitzen, zugleich einen größeren Vertrauensvor-
schuss in die Funktionsweise des politischen Systems zeigen sowie einen deutlich ge-
ringeren Anstieg der Analysefähigkeiten politischer Verhältnisse während dieser Zeit
vorweisen können als Schülerinnen und Schüler aus höheren Schulformen (Fend 1991;
2001).
Die ebenfalls in Deutschland durchgeführten Shell Jugendstudien widmen sich der
Erforschung thematisch zentraler Themen Jugendlicher, wobei der Fokus auf Aspekte
politischer Identität Tradition besitzt (Jugendwerk der Deutschen Shell 1992, 1997,
2000). Die 14. Shell Jugendstudie konzentrierte sich auf die Thematik „politische Ein-
stellungen und politisches Engagement 12–25-Jähriger“ (Hurrelmann/Albert 2002). Als
ein zentrales Ergebnis dieser Arbeit hielten dieAutoren fest, „dass ‚Politik‘ von der jun-
gen Generation nicht auf die Gestaltung von öffentlichen Angelegenheiten im instituti-
onalisierten parlamentarisch-gouvernementalen Raum beschränkt wird, sondern die
täglichen Lebensbedingungen in Nachbarschaft, Schule und Kommune mit einbezieht“
(a.a.O., S. 14) – ein Ergebnis, dass jüngst im Rahmen der bereits erwähnten Citizenship
Education Longitudinal Study (CELS) bestätigt wurde. Dabei zeigen Jugendliche, wel-
che in der Schule und im Beruf erfolgreich sind, eine erhöhte Leistungsbereitschaft in
all diesen Lebensfeldern – was Zinnecker u.a. (2003) mit von der „Null-Bock“- zur
„Voll-Busy“-Generation umschreiben. Dem gegenüber reagieren Heranwachsende,
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welche den Anforderungen in Schule und Beruf nicht gewachsen sind, häufig mit Ag-
gression und/oder Resignation.
Das Ziel der Sachsen-Anhalt-Studie lag in der Erfassung politischer Orientierungen
von Schülerinnen und Schülern auf der 8., 9. und 11. Schulstufe sowie in der Erarbei-
tung von Empfehlungen für die politische Bildung.Als ein zentrales Ergebnis der Studie
heben die Forschenden heraus, dass soziales Lernen nicht hinreichend für Demokratie-
Lernen zu betrachten ist, sondern dass soziale Qualifikation der Transformation in Kon-
fliktkompetenz bedürfen, damit eine Teilhabe am öffentlichen demokratischen Prozess
möglich wird (vgl. Krüger u.a. 2002; Reinhardt/Tillmann 2001). Diese Ergebnisse fin-
den Bestätigung in einer von Biedermann (2006) in der Deutschschweiz durchgeführten
Studie mit jungen Menschen im Alter von 17–18 Jahren. Im Rahmen dieser Studie
konnte auch aufgezeigt werden, dass Partizipationserfahrungen in der Schule (aber auch
in Familie, Beruf und Freizeitorganisationen) nicht mit Aspekten der politischen Identi-
tät wie beispielsweise dem Wissen, Interesse, Engagement sowie den Einstellungen in
direkter Beziehung stehen.
Bereits diese wenigen Einblicke in die dargestellten Studien zeichnen ein klares Bild
der quantitativ ausgerichteten Forschungstradition im Bereich der politischen Bildung.
Sinn politischer Bildung scheint hier vor allem die Vorbereitung auf die Rolle aktiver
Staatsbürgerschaft im Erwachsenenalter zu sein, welche sich primär in Form politischen
Handelns äußere. DenAspekten der Handlungskompetenz nachWeinert (2001a, 2001b)
folgend lassen sich in (fast) allen Studien im Sinne konzeptioneller Kerndimensionen
Formen politischen Wissens, politischen Interesses und politischer Einstellungen sowie
politischen Engagements, politischer Aktivitäten bzw. Aktivitätsabsichten finden. Es
scheint, dass trotz fehlender Übereinkunft zum Begriff der Politikkompetenz ein Ober-
flächenkonsens vorliegt, welcher weitgehend der Definition der politischen Mündigkeit
nach Klöti und Risi (1991) im Sinne eines Zusammenwirkens von politischem Wissen,
politischen Einstellungen und politischem Handeln entspricht. Die im Rahmen der Stu-
dien vorgenommenen Entflechtungen von Politikkompetenz bzw. politischer Mündig-
keit in die erwähnten einzelnen Kompetenzfacetten haben den Vorteil, dass sich diesel-
ben in Itemkonstruktionen überführen und somit in Form von Ausprägungen abbilden
lassen. Die erwähnten Studien zeichnen sich durchgehend durch Weiterentwicklungen
solcher Operationalisierungen aus, wobei gerade im Rahmen der einzelnen IEA-Studien
stets neue Standards gesetzt worden sind. Zur Interpretation der auf diese Weise eruier-
tenAusprägungen auf den einzelnen Kompetenzfacetten bedienen sich Forschende auf-
grund fehlender Graduierungen vielfach einer einfachen Linearitätsformel im Sinne von
„höherer Wert steht für größere Qualität bzw. größere politische Kompetenz und Mün-
digkeit“. Während eine derartige Formel für Bereiche wie etwa die Interpretation poli-
tischer Inhalte oder die Einstellung zur Idee der Rechtsgleichheit überzeugend sein mag,
ist sie für Bereiche wie beispielsweise die Einstellung gegenüber der eigenen Nation,
die politischen Aktivitäten, das Konzept das konventionellen Staatsbürgerschaft oder
das Vertrauen in die Regierung kaum angemessen. Es ist scheint weder theoretisch be-
gründbar noch empirisch nachweisbar zu sein, dass und weshalb Nationalismus, Quan-
tität an Parteiarbeit, Parteizugehörigkeit oder Vertrauen in politische Personen in line-
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arer Kausalität mit politischer Kompetenz bzw. politischer Mündigkeit stehen sollen –
in der Interpretation der Ausprägungen von Kompetenzfacetten macht sich das Fehlen
von Graduierungen somit deutlich bemerkbar. Mit der Entflechtung und Betrachtung
einzelner Facetten von politischer Kompetenz verbindet sich das Problem, dass die po-
litische Kompetenz als Gesamtkonstrukt verloren geht. Dabei kann sich die handlungs-
leitende Kraft erst im Zusammenspiel der individuellen Kompetenzfacetten (Wissen,
Können, Interesse, Motivation, Volition und Einstellungen) mit situativen Gegebenhei-
ten entwickeln. Damit rückt aber die diesbezüglich vermittelnde Instanz ins Zentrum
des Interesses. Das Herzstück der politischen Bildung ist bisher in der empirischen For-
schung kaum berücksichtigt worden: die politische Urteilskompetenz.
3. Das Konstrukt der politischen Urteilskompetenz
Während die Kompetenz, politische bzw. politisch bedeutsame Sachverhalte angemes-
sen beurteilen zu können, sicher zentral ist für demokratische Gemein- und Staatswe-
sen, hat sich die einschlägige Forschung bis anhin kaum der Validierung des Konstruk-
tes der politischen Urteilskompetenz gewidmet. Die sachlogisch einsichtige Untertei-
lung in Kenntnisse (knowledge), Haltungen (dispositions, attitutes) und Fähigkeiten
(skills) ist lange Zeit die präferierte Systematik insbesondere auch für empirische Unter-
suchungszwecke im Bereich der politischen Bildung gewesen. Doch grundlegender als
die Unterscheidung zwischen kognitiv-reflexiven, affektiv-motivationalen und prak-
tisch-instrumentellen Aspekten scheint die Frage zu sein, ob es nicht analog zur morali-
schen, aber auch ästhetischen oder religiösen Urteilskompetenz eine allgemeine politi-
sche Urteilskompetenz zu postulieren und untersuchen gäbe (vgl. Oser/Reichenbach
2001). Bisher mangelt es u.E. allerdings an überzeugenden Versuchen, kompetenzthe-
oretisch gefasste Modell des politischen Urteils zu präzisieren und zu überprüfen. Kom-
petenzmodelle umfassen idealerweise klar unterscheidbare Kompetenzteildimensionen,
die in Bezug auf klar unterscheidbare Kompetenzniveaus untersucht werden können
(Klieme 2004, S. 12). Von diesem „Ideal“ ist die Messung schon der fachlichenKompe-
tenzen im Politikunterricht momentan noch weit entfernt, noch mehr trifft dies für die
so genannten überfachlichen Kompetenzen (wie) der politischen Bildung (vgl. Grob/
Maag Merki 2001; Sander 2005) zu. In diesem Bereich fehlen ausgearbeitete, empirisch
gestützte Kompetenzmodelle nahezu vollständig, sowohl für einzelne Lernbereiche als
auch für Altersgruppen und Schülerpopulationen (vgl. Reichenbach u.a. 2006). Die
mittlerweile „klassisch“ zu nennende Unterteilung der Bereiche Kenntnisse, Haltungen
und Fähigkeiten ergibt sich einerseits aus der „Logik“ des Gegenstandes, andererseits
aber auch einfach aus dem vielfachen und lang andauernden Gebrauch dieser Unterglie-
derung (Himmelmann 2005, S. 6; Orlandi 1971). Auch die konzeptionellen Vorschläge
von Weinert (1999, 2001a) bzw. der OECD 2002 (Definition and Selection of Compe-
tences), die ihrerseits vom Konzept der IEAprofitiert haben (vgl. Torney u.a. 1975; Tor-
ney-Purta u.a. 1999; Oesterreich 2002) und ebenso die Konzeptualisierungen der QCA
(Qualifications and CurriculumAuthority 1998) und des CCE (Center for Civic Educa-
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tion 1998) lassen sich diesen drei Bereichen zuordnen bzw. können als Adaptionen da-
von verstanden werden. Dieser Trias liege, so die Meinung mancherAutoren (z.B. Him-
melmann 2005), keine darüber hinaus gehende demokratische Meta-Kompetenz zu-
grunde. Allerdings kann man auch argumentieren, dass politische Bildung, verstanden
als die Entwicklung demokratisch relevanter Kompetenzen, mit dem Sinn für das Ge-
meinsame und die „gemeinsame Welt“ (Arendt) zu tun hat. Innerhalb der „humanisti-
schen Tradition“ (Gadamer, 1960, S. 24ff.) ist dieser Sinn Gemeinsinn (sensus commu-
nis, common sense) genannt worden ist. Darin dürfte die politische „Meta-Kompetenz“
gründen. Es steht außer Frage, dass die öffentliche Schule den Gemeinsinn fördern kann
(und auch tatsächlich fördert). In der Schule können die Fähigkeiten und Dispositionen
(„Bereitschaften“), (a) sich an rationalen Argumenten zu orientieren und ebensolche zu
verwenden, (b) seine Meinungen selbstkorrigierend zu verändern, (c) die Gesichts-
punkte, Bedürfnisse und Nöte der anderen ernst zu nehmen bzw. anzuerkennen, (d) die
Dinge in ihrem Kontext zu beurteilen, vor allem auch, wenn es sich um ethisch rele-
vante Fragen handelt, und (e) auf der Basis von Normen und Tatsachen verantwortliche
Entscheidungen zu fällen, gefördert werden. Sofern es sich beim Gemeinsinn – nebst
einer Bereitschaft – um eine Fähigkeit handelt, könnte derselbe als „heuristischer“ Kern
der politischen Urteilskompetenz betrachtet und untersucht werden.
Wiewohl im Feld der politischen Bildung zunächst unüblich anmutend, scheint es
sachlich und theoretisch geradezu interessant und legitim zu sein, im Kompetenzdiskurs
auf die kantischen Analysen zur Urteilskraft bzw. zum „gesunden Menschenverstand“
und dessen „grundlegenden Maximen“4 zurückzugreifen. Der gesunde Menschenver-
stand beinhaltet nach Kant die drei Fähigkeiten: 1. „Selbst denken“ 2. „An der Stelle je-
des andern denken“; und 3. „Jederzeit mit sich selbst einstimmig denken“, also stringent
denken (Kant 1991, S. 214f). Wer sich heute fragt, was unter Urteilskompetenz zu ver-
stehen ist, kann sich immer noch aus heuristischen und systematischen Motiven am
Konzept der Urteilskraft orientieren. Kant hat gezeigt, dass Gemeinsinn und Urteilskraft
nicht im Gegensatz zu theoretischer Erkenntnis und zu praktischen Prinzipien stehen,
sondern auf diesen aufbauen (vgl. Gerhardt 1995; Brüggen 2006). Für jeden der drei
Kompetenzbereiche, die nur im Zusammenspiel Urteilskraft ausmachen (!), können in
einem ersten Zugriff zeitgenössische, sozialwissenschaftliche Äquivalente und auch –
zumindest ansatzweise – passend erscheinende empirische Modelle zugeordnet werden
(vgl. dazu Reichenbach u.a. 2006).
Es ist als ein Defizit des bisherigen Kompetenzdiskurses zu werten, dass das (ob-
jekt-) theoretische Wissen insbesondere hinsichtlich der überfachlichen Kompetenzen
vernachlässigt und die Frage nach der Kompetenz auf primär empirisch-methodische
Überlegungen reduziert worden ist und nicht auch inhaltlich-objekttheoretische Kon-
zeptbildungen vorgenommen wurden5. Zwar ist das Wissen um die empirischen Zu-
4 Kant (1790/1991), S. 214f. (A 156).
5 Vgl. jedoch u.a. die Weiterentwicklungen durch Weißeno (2005) und Massing und Schmidt
(2005, S. 29ff.) in Anlehnung an Überlegungen zu Kompetenzstufenmodellen, in welchen
Anforderungsbereiche und Anforderungsstufen unterschieden werden (vgl. Baumert u. a.
2001, S. 89; GPJE 2004).
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sammenhänge in Fragen der politischen Bildung in den letzten Jahren (vor allem durch
die IEA-Studien) vorangetrieben worden, wobei diese Untersuchungen vor allem me-
thodisch überzeugen und darauf gründend interessante internationale Vergleiche hin-
sichtlich dem Stand des politischenWissens, des Demokratieverständnisses und der po-
litisch relevanten Handlungsbereitschaft ermöglicht haben. Gleichzeitig muss jedoch
eingewendet werden, dass diese Untersuchungen den Maßstäben der Grundlagenfor-
schung nicht genügen können, freilich eben, weil Erkenntnis überprüfende Motive nicht
im Mittelpunkt stehen.
Drei kritische Einwände seien erwähnt. Erstens weisen die Studien des erwähnten
Typus deutliche Theoriedefizite auf. Das erstaunt im Grunde wenig: Wenn Vertreter/in-
nen aus 27 Nationen zusammenkommen, um mehr oder weniger gemeinsam Items zu
formulieren, mit welchen das Demokratieverständnis oder das politische Wissen von
14- oder auch 18-Jährigen gemessen werden soll, kann bzw. muss mit pragmatischen,
gewiss auch situativ-arbiträren und allgemeinen Konsens erheischenden Prozeduren ge-
rechnet werden. Dabei hat man sich über Operationalisierungen bzw. besser: Quasi-
Operationalisierungen zu einigen, ohne sich auf angemessene Weise über die theoreti-
schen Konstrukte zu verständigen bzw. verständigen zu können. Nun mag man argu-
mentieren, dass die Itempools das Ergebnis von internationalen Sitzungen darstellen, in
denen nur Items ausgewählt wurden, die international eindeutig verstanden werden und
dass dies eine unabdingbare Voraussetzung für die verzerrungsfreie vergleichende For-
schung und keine „quasi-Operationalisierung“ darstelle. Auch wenn mittels Rasch-Ska-
len und Modellkalibrierungen sorgfältig darauf geachtet wird, dass die Skalen in jedem
Land „äquivalent“ messen, und darauf verwiesen wird, dass bis heute keine Alternative
zur Methodologie (wie etwa von der IEA eingesetzt) existieren würden, so entkräften
diese (methodologischen) Hinweise kaum den hier erhobenen Einwand der Theorielo-
sigkeit. Somit stehen zweitens die Erforschung und Überprüfung der impliziten
Theorie(n) bzw. der stillschweigenden Annahmen über die Konstrukte auch nicht im
Zentrum der benannten Untersuchungsbemühungen, sondern Vergleiche von mehr oder
weniger informativen Rohdaten. Diese sind zwangsläufig auch nicht theoriegeleitet und
die gesammelten Daten bzw. inter- und intra-nationalen Unterschiede liefern auf diese
Weise vor allem ein (möglicherweise willkommenes) Pool von „Ad hoc-Hypothesen“,
„Ex post facto-Hypothesen“ und „Wie-es-möglich-war-dass-Hypothesen“, denen man
sich nahezu beliebig bedienen kann, um beispielsweise bestimmte Reformbestrebungen
voranzutreiben oder zu kritisieren (vgl. Heid 2007). Drittens: Natürlich kann man z.B.
das Geschlecht, den Konsum von TV-Nachrichten, das schulische Klassenklima und die
Abende, die man nicht zu Hause verbringt – und andere Informationen, die man pro-
blemlos erfragen kann – als unabhängige Variablen betrachten und das politische Wis-
sen, denWunsch nachWahlbeteiligung oder anderes als abhängige Variablen, diese Be-
trachtungsweise in eine Modellstruktur überführen und dann datenbasiert die „Good-
ness of Fit“ überprüfen. Oder man kann die parteipolitische Orientierung als unabhän-
gige Variable nehmen und schauen, wie sich die so gebildeten Gruppen hinsichtlich der
„Big Five“ der Persönlichkeitseigenschaften unterscheiden und diese Erkenntnisse dann
hinsichtlich prädiktiver Validität prüfen (vgl. Rentfrow, Jost, Gosling & Potter 2006).
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Wenn auch der Wert von solchen Herangehensweisen hier nicht geschmälert werden
soll, so ist es doch von elementarer Bedeutung, verstärkt theoriegeleitet einschlägige
Konstrukte zur politischen Bildung zu überprüfen.
4. Schlussbemerkung
Nach Sichtung der Forschungsbestrebungen im Feld der politischen Bildung und der
hierbei festgestellten Probleme und Mängel lässt sich u.E. ein deutlicher Bedarf an the-
oretisch fundierten Untersuchungen formulieren: (a) zur kritischen Hinterfragung der
Dimensionalität bzw. Dimensionen des Konstruktes der politischen Urteilskompetenz,
(b) zur Frage, inwieweit sich die empirisch zu überprüfenden Subdimensionen des Kon-
strukts der politischen Urteilskompetenz im Sinne eines einheitlichen Kerns – z.B. des
Gemeinsinns – rekonstruieren lassen, und (c) zur Frage, welche prädiktive Validität dem
Konstrukt der politischen Urteilskompetenz zukommt. Dies würde allerdings die Unter-
stützung von innovativeren und „theoretisch riskanteren“ Forschungsprojekten benöti-
gen, welche sich nicht scheuen, das scheinbar triftige „Drei-Komponenten-Modell“ der
politischen Bildung, d.h. die Trias von Wissen, Einstellung und Handeln, kritisch zu
hinterfragen.
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Abstract: In comparison to other fields of research, the state of the art in research on po-
litical education within the German-speaking countries is somewhat meager. In a first
step, the authors present conceptions and core results of some of the existing research
studies. Without making a claim to be exhaustive, a representative survey on the state of
the art in research is given from a quantitative point of view. What is lacking so far are con-
vincing competence-theoretically designed concepts which could promote empirical
research on political education. Thus, there is hardly any consensus with regard to the
definition of political competence and its gradations. Therefore, in a second step, the
authors underline the need for theoretically grounded studies on the construct of the com-
petence to reach political judgments.
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